
Gerichtskosten

hängig und vom Schuldner nicht bestritten sein. Die 
g. Z. kann bei dem / Kreisgericht beantragt wer­
den, das für eine / Klage in gleicher Sache zuständig 
wäre; über den Antrag entscheidet der / Sekretär 
des Gerichts (§§14, 15 ZPO). Der Antragsteller 
(Gläubiger) muß glaubhaft machen, daß er den An­
tragsgegner (Schuldner) zur Zahlung aufgefordert 
und dieser innerhalb einer angemessenen Zeit 
(2 Wochen) keine Einwendungen gegen den An­
spruch erhoben hat. Eine wissentlich falsche Glaub­
haftmachung ist strafbar (§231 StGB). Eine g. Z. 
darf nicht erlassen werden, wenn sie im Ausland an 
den Schuldner zugestellt werden müßte.
Der Schuldner kann gegen die g. Z. innerhalb von 
2 Wochen nach / Zustellung beim Kreisgericht Z 
Einspruch einlegen, wenn er den gegen ihn erhobe­
nen Anspruch ganz oder teilweise bestreitet. Ein 
rechtzeitiger Einspruch verhindert den Eintritt der 
/ Rechtskraft der g. Z. und führt zur mündlichen 
Verhandlung vor dem Kreisgericht, da die g. Z. nun­
mehr wie eine Klage behandelt wird. Eine / Befrei­
ung von den Folgen einer Fristversäumnis ist mög­
lich.

Gerichtskosten Z Auslagen im gerichtlichen Ver­
fahren Z Kosten des Verfahrens Z Kostenentschei­
dung

Gerichtskritik - Maßnahme, mit der staatliche Ge­
richte auf Z Rechtsverletzungen reagieren, die sie 
im Zusammenhang mit einem Z gerichtlichen Ver­
fahren feststellen, die aber nicht Gegenstand des 
Verfahrens sind. Mit der G. werden Rechtsverlet­
zungen in der Tätigkeit anderer Staatsorgane, der 
Kombinate, Betriebe, Genossenschaften, Einrich­
tungen oder gesellschaftlichen Organisationen kriti­
siert (§ 19 Abs. 1 GVG; § 19 Abs. 2 StPO; § 2 Abs. 4 
ZPO). Die G. ist ein gerichtliches Mittel, um die Z 
sozialistische Gesetzlichkeit durchzusetzen und Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit zu gewährleisten. Mit 
ihr wird dazu beigetragen, die gesellschaftliche 
Wirksamkeit der Z Rechtsprechung zu erhöhen. 
Die G. ergeht gemäß § 19 Abs. 1 GVG durch begrün­
deten Beschluß, der an den verantwortlichen Leiter 
gerichtet ist und in dem die Rechtsverletzung kon­
kret nachgewiesen wird. Des weiteren werden die 
sich aus dem verletzten Gesetz ergebenden Anforde­
rungen dargestellt sowie die Umstände, die als Ur­
sachen und Bedingungen von Gesetzesverstößen 
festgestellt wurden, und es wird deren Beseitigung 
gefordert. Die G. verpflichtet den Leiter, dessen Ar­
beitsweise kritisiert worden ist, seine Verantwortung 
wahrzunehmen und die erforderlichen Maßnahmen 
zur Wiederherstellung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit und zur Überwindung der Ursachen, Bedin­
gungen und Folgen der kritisierten Rechtsverletzun­
gen einzuleiten. Er hat innerhalb von 2Wochen 
schriftlich Stellung zur G. zu nehmen und mitzutei­
len, welche Festlegungen er zu ihrer Auswertung ge­
troffen hat. G. ergeht von Amts wegen. In Arbeits­

rechtssachen haben mitwirkende Vertreter der Ge­
werkschaften das Recht, eine G. zu beantragen (§ 5 
Abs. 2 ZPO). G. ist kein Akt der Rechtsprechung, 
gegen sie ist deshalb kein Z Rechtsmittel zulässig, 
und sie unterliegt auch nicht der Z Kassation. Wer­
den im gerichtlichen Verfahren Umstände festge­
stellt, die Rechtsverletzungen und Rechtsstreitigkei­
ten begünstigen, ohne daß Gesetzesverstöße vorlie­
gen, können die Gerichte auf die Beseitigung dieser 
Umstände hinwirken, indem sie Hinweise und Emp­
fehlungen an die Leiter anderer Organe, der Be­
triebe, Genossenschaften, Einrichtungen oder ge­
sellschaftlichen Organisationen geben (§ 19 Abs. 2 
GVG; § 19 Abs. 1 StPO; § 2 Abs. 3 ZPO). И Gesell­
schaftliche Gerichte haben die Möglichkeit, mit 
Empfehlungen auf die Überwindung von Mängeln 
und Ungesetzlichkeiten Einfluß zu nehmen.

Gerichtsstand Z Zuständigkeit der Gerichte

Gerichtssystem - Gesamtheit der Organe, die durch 
Z Rechtsprechung staatliche Macht ausüben. In der 
DDR besteht ein einheitliches G., das staatliche Z 
Gerichte und Z gesellschaftliche Gerichte umfaßt 
und dem Z Staatsaufbau entsprechend gegliedert 
ist. Als höchstes Organ der Rechtsprechnung steht 
an der Spitze des G. das Z Oberste Gericht (OG). 
Ihm nachgeordnet besteht in jedem Bezirk ein Z Be­
zirksgericht, in Berlin das diesem gleichgestellte 
Stadtgericht. In den Stadt- und Landkreisen existie­
ren Z Kreisgerichte, die den Bezirksgerichten unter­
stehen. Die in manchen Großstädten bestehenden 
Stadtbezirksgerichte sind den Kreisgerichten gleich­
gestellt. Abweichend von der Territorialgliederung 
bestehen Z Militär- und Militärobergerichte. Als ge­
sellschaftliche Gerichte wirken in den Betrieben und 
Einrichtungen Z Konfliktkommissionen und in 
Wohngebieten sowie in Genossenschaften Z 
Schiedskommissionen. Nur die genannten Organe 
üben Rechtsprechung aus (Art. 92 Verfassung). Z 
Ausnahmegerichte jeglicher Art sind gemäß 
Art. 101 Verfassung verboten. Andere Organe oder 
Gremien, die als Gericht bezeichnet werden, z.B. 
das Staatliche Vertragsgericht oder andere Z 
Schiedsgerichte, gehören nicht zum G.
Organisation und Leitung des G. werden durch den 
demokratischen Zentralismus bestimmt. Entspre­
chend diesem Prinzip sind die Gerichte fest in das 
einheitliche System der Machtausübung eingeglie­
dert, dessen Grundlage die Z Volksvertretungen 
bilden. Der Auftrag, Recht zu sprechen, wird von 
den Volksvertretungen oder unmittelbar von den 
Werktätigen erteilt. Die Gerichte gehören, wie alle 
Organe, denen spezifische Aufgaben zur Gewährlei­
stung der Z sozialistischen Gesetzlichkeit obliegen, 
zu den zentral geleiteten Organen. Das OG als ein 
von der Z Volkskammer der DDR gewähltes und 
ihr gegenüber verantwortliches und rechenschafts­
pflichtiges Organ leitet auf der Grundlage der Geset­
ze und anderen Rechtsvorschriften einheitlich die 
Rechtsprechung aller Gerichte. In allen anderen, 
nicht unmittelbar die Rechtsprechung betreffenden 
Fragen unterliegen die dem OG nachgeordneten Ge-
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